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Was ist eine Krise? 
Wie ökonomische Theorien Wahrnehmung formen

Walter O. Ötsch und Stephan Pühringer

Krisen?

Wenn von einer Krise die Rede ist, dann wird ein Tatbestand oder Ereignis auf eine be-
stimmte Weise gedeutet  Eine Krise ist nichts, was per se vorliegt  „Krisen“ können wir 
nicht mit unseren Sinnesorganen beobachten  „Krisen“ sind „Konstruktionsprodukte 
unserer Einbildungskraft  Als solche sind sie insbesondere sprachlich geprägt, denn Spra-
che ist das einzige Medium, mit dem wir uns über Entitäten wie ‚Krisen‘ differenziert ver-
ständigen können“ (Wengeler/Ziem 2010: 334)  Wenn Ökonomen und Ökonominnen von 
einer ökonomischen Krise sprechen, dann wenden sie die von ihnen als plausibel erach-
tete Theorie auf das an, was ihnen als „Wirtschaft“ erscheint  Wenn das Wirtschaftssystem 
wie in den gebräuchlichen Lehrbüchern der Mikroökonomie als Gleichgewichtssystem 
verstanden wird, dann kann „Krise“ kein konstitutives Merkmal des Wirtschaftssystems 
sein  „Krisen“ erscheinen dann – wenn sie überhaupt als solche angesprochen werden – 
als Ausdruck einer „Störung“ des Gleichgewichts  Wenn das Gesamtsystem grundsätzlich 
stabil interpretiert wird, dann kann „Krise“ nur ein vorübergehender Zustand sein  Im 
Lehrbuch von Mankiw (2012) z  B  kommt der Begriff „Krise“ nur in Zitatform vor, vor 
allem in den Boxen, mit denen auf weiterführende Literatur hingewiesen wird  Krise ist 
in diesem Lehrbuch kein theoretischer Begriff  Er spielt in den im Lehrbuch erörterten 
Theorien keine Rolle, der Ausdruck ist auch im Index nicht zu finden  

Aber Ökonomen und ÖkonomInnen, die ein solches Lehrbuch als eine geeignete Ein-
führung in das Fach Ökonomie ansehen, wenden das Wort Krise z  B  in öffentlichen 
Diskursen an  Im Folgenden sollen diesbezügliche Beispiele angeführt werden, in denen 
ÖkonomInnen, die der Gleichgewichtsvorstellung anhängen, in der Öffentlichkeit von 
Krisen sprechen  In welcher Weise verwenden sie einen Begriff, der in ihrer Sichtweise des 
Wirtschaftssystems keine konzeptionelle Bedeutung hat? Warum machen sie das? Denn 
eines steht fest, wer von einer Krise spricht, verfolgt eine Absicht: „Wirtschaftskrisen – 
gleichgültig ob zyklische oder strukturelle Krisen (wie z  B  die sogenannte Ölkrise, eine 
Bankenkrise, die Weltschuldenkrise der frühen achtziger Jahre) – können in ihrem Kri-
sencharakter nicht allein durch eindeutige ökonomische Merkmalskonstellationen stati-
scher Art definiert werden  […] Wer von Krisen spricht, nimmt eine mehr oder weniger 
spezifische Sache in einer besonderen Weise wahr: als beobachtender Teilnehmer ist er 
zugleich handelnder“ (Borchardt 1993: 22) 

Im Folgenden wollen wir anhand von drei Beispielen erörtern, ob und in welcher Weise 
ÖkonomInnen, die in Gleichgewichtstermini denken, in der Lage sind, von Krisen zu 
sprechen bzw  Krisen wahrzunehmen und was sie damit intendieren  Was erscheint als 
Krise, was nicht? Welche Ursachen werden ausgemacht? Was soll getan werden und mit 
welcher Dringlichkeit wird das gefordert? 
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Krise 2005

Unser erstes Beispiel ist der „Hamburger Appell“, der im Frühsommer 2005 von Bernd 
Lucke, Michael Funke und Thomas Straubhaar von der Universität Hamburg initiiert 
wurde – es ist der gleiche Bernd Lucke, der 2015 die Alternative für Deutschland gegrün-
det hat  Der Appell, der erstmals am 30 6 2005 in „Die Welt“ publiziert wurde, hatte ein 
aktuelles Anliegen: nämlich die Bevölkerung zur Bundestagswahl am 18  9  2005 zu beein-
flussen  Wenige Tage vor der Wahl wurde dann in der FAZ zehnmal unter der Überschrift 

„250 Ökonomen – 10 Thesen – eine Meinung“ eine Großanzeige geschaltet, bei der jeweils 
ein Ökonom mit einem Slogan zu sehen war (vgl  INSM 2005 und 2010) – die Medien 
sprachen von „Deutschlands führenden Wirtschaftswissenschaftlern“  

Der Hamburger Appell beginnt mit folgenden Worten: „Die wirtschaftspolitische Debat-
te in Deutschland wird verstärkt von Vorstellungen geprägt, die einen erschreckenden Man-
gel an ökonomischem Sachverstand erkennen lassen. Dies ist um so besorgniserregender, als 
Deutschland sich in einer tiefen, strukturellen Krise befindet, die drastische und schmerzhaf-
te Reformen verlangt. Gerade in Vorwahlkampfzeiten scheint die Bereitschaft gering, diese 
Tatsache den Bürgern mit der gebotenen Deutlichkeit vor Augen zu führen“. 

Die „Krise“ erscheint hier als eine strukturelle Konstellation, sie manifestiert sich in 
einer „Wachstumsschwäche“  Dazu werden angebotsseitige Gründe präsentiert: „Hohe 
Arbeitskosten und hohe Steuerlasten“ würden „unmittelbar die Investitionsbereitschaft“ 
mindern) und sofortige Reaktionen am Arbeitsmarkt und in der Sozialpolitik erfordert: 

„Die Arbeitskosten [sind, Anm  d  A ] ein Schlüssel zur Überwindung der deutschen Wachs-
tumsschwäche.“ (Mit dem Bild von Prof  Charles B  Blankart von der Humboldt-Univer-
sität Berlin wird dann in der FAZ plakatiert: „Hohe Arbeitskosten und Steuerlasten be-
hindern Unternehmertum und verhindern Arbeitsplätze“)  Am Arbeitsmarkt finden – so 
wird im Appell gesagt – „Millionen von überwiegend gering qualifizierten Arbeitslosen (…) 
seit Jahrzehnten zu den herrschenden Löhnen keine Beschäftigung – mit ungebrochen stei-
gender Tendenz. Diese anhaltend hohe Arbeitslosigkeit verursacht gravierende soziale und 
wirtschaftliche Lasten, die die krisenhafte Entwicklung noch verstärken “ Um sie zu besei-
tigen, müssen die Arbeitskosten gesenkt werden durch eine noch „niedrigere Entlohnung 
der ohnehin schon Geringverdienenden“ – eine „Abfederung dieser Entwicklung ist durch 
verlängerte Arbeitszeiten, verminderten Urlaubsanspruch oder höhere Leistungsbereitschaft 
möglich“ 

Das zweite große Hindernis für Investitionen sind „hohe Steuerlasten“  Sie „mindern 
unternehmerische Gewinne und damit unmittelbar die Investitionsbereitschaft. Klassen-
kämpferische Rhetorik tut ein Übriges, um Investitionen zugunsten anderer Standorte zu 
verdrängen “ Das wird direkt mit den Staatschulden verbunden: Die „unkontrolliert wach-
sende Staatsverschuldung der Bundesrepublik Deutschland“ sei eine „zukünftig anstehende 
Steuerbelastung“  „Deshalb schadet den deutschen Interessen, wer auf nationaler oder euro-
päischer Ebene Anreize zur Konsolidierung der Staatsfinanzen untergräbt“. „Die Konsolidie-
rung der Staatsfinanzen“ – so Bernd Raffelhüschen im FAZ-Insert – „erfordert weitreichen-
de Einschnitte – auch in die sogenannten Sozialsysteme“ (INSM 2010)  Zur Erlangung von 
Flexibilität, Innovationsbereitschaft und unternehmerischer Initiative für die Vorteile bei 
der „internationalen Arbeitsteilung“ solle sich Deutschland für die „nötigen Anpassungen“ 
ein Beispiel nehmen an „Großbritannien, Finnland und Irland“ (INSM 2005) – Irland war 
dann nach der Finanzkrise 2008 das erstes Land, das Gelder aus dem europäischen Ret-
tungsfonds beantragte  
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Krise 2008

Ab Herbst 2008 dominierte in der Medienberichterstattung eine Darstellung der aktuellen 
Situation als „Krise“  An dieser Debatte nahmen auch viele ÖkonomInnen teil  Aber jene 
ÖkononomInnen, die sich drei Jahre vorher im „Hamburger Appell“ zu Wort gemeldet 
haben, waren jetzt mit ihrem „Sachverstand“ deutlich zurückhaltender  Im Unterschied 
zu 2005 konnten sie nicht eindeutig sagen, ob überhaupt eine „Krise“ vorliegt, von wel-
cher Art sie ist und was politisch mit welcher Dringlichkeit unternommen werden müsse  
Eine umfassende Reaktion wie 2005 mit eindeutigen Aussagen und der Aufforderung zu 
sofortigem Handeln war von ihnen in der Finanzkrise nicht zu hören  Offensichtlich lag 
für sie im Jahre 2008 eine ganz andere „Krise“ vor, als dies für 2005 behauptet wurde  

Grundsätzliche Kritiken kamen meist nur von Außenseitern, die die mangelnde Regu-
lierung des Finanzsektors, die bewussten Schaffung und Tolerierung unregulierter Rah-
men in Offshorezentren oder Regulierungsoasen (Ötsch et al  2014) oder die tendenzielle 
Zunahme von sozialer Ungleichheit in kapitalistischen Gesellschaften (Piketty 2014) mit 
deren Krisenanfälligkeit in Verbindung gebracht haben  Hier wurden auch jene ökono-
mischen Theorien problematisiert, die die Grundlagen für das moderne Finanzsystem 
dargestellt haben, wie etwa die Effizienzmarkthypothese von Eugene Fama oder das 
Black-Scholes-Merton Model, und diesen Denkweisen eine (Teil-)Schuld am Ausbruch 
der Krise zuschrieben  Im Frühling 2009 war auch (begleitend zu den Konjunkturret-
tungsprogrammen) von einem „Keynesianischen Moment“ die Rede (Hirte 2013: 78ff ) 

– mit einer zeitweisen Abschwächung der angebotsorientierten Logik  Der „Wirtschafts-
weise“ Christoph Schmidt meinte jetzt „Ein guter Makroökonom kann nie nur angebots-
orientiert sein oder nur nachfrageorientiert. Ich möchte auf keinen der beiden verzichten 

– weder auf Keynes noch auf Friedman“ (zit  in: Spiegel vom 8  3  2009)  Aber auch in dieser 
Rhetorik haben es die meisten ÖkonomInnen vermieden, die Finanzkrise als Krise des 
Wirtschaftssystems sowie als Indiz für eine Krise des eigenen Faches zu deuten  Am An-
fang des Krisendiskurses ab 2008 war auch nicht von einer Krise des Wirtschaftssystems, 
sondern von einer Krise der USA die Rede: „Nichts und niemand scheint ein Übergreifen 
der amerikanischen Krise auf die deutsche Wirtschaft noch stoppen zu können“, so Tho-
mas Straubhaar im Spiegel vom 30  9  2008  Und Berhard Felderer, damals Chef des IHS, 
sprach in den Salzburger Nachrichten vom 18 9 2008 von einer „chaotischen Situation auf 
dem amerikanischen Finanzmarkt“, die sich auch auf Europa auswirke 

Analysen zu den Stellungnahmen von ÖkonomInnen in führenden deutschsprachigen 
Pressemedien ab 2008 zeigen, dass sie vor allem zweifach argumentiert haben (vgl  De-
bertin 2012, Hirte 2013 und Pühringer/Egger 2018)  Zum einen wurde die Finanzkrise mo-
ralisch „erklärt“: Es seien moralische Regeln verletzt worden und Banker hätten unethisch 
gehandelt  Der deutsche Bundespräsident und frühere IWF-Chefökonom, Horst Köhler, 
sprach Anfang Oktober 2009 auf der Festveranstaltung zum 60-jährigen Bestehen des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes von den „Hütchenspielern im Shadow-Banking“ sowie 
einem „noch nicht gezähmten Monster“ bei gleichzeitiger Inanspruchnahme des Ordo-
liberalismus: „Die ordnungspolitischen Vordenker unserer Sozialen Marktwirtschaft ha-
ben Recht behalten: Der Markt alleine richtet nicht alles zum Guten“ (Zeit vom 5 10 2009)  
Thematisiert wurde vor allem das „Moral Hazard“ von Bankern durch Anreize, „die die 
Banken veranlassen, zu große Risiken einzugehen, weil sie am Ende die Rechnung nicht be-
zahlen müssen“, so z  B  Jürgen Stark, der ehemalige Chefökonom der EZB (im Spiegel vom 
23  11  2009)  Aber die Moralisierungsdebatte – auch in einer Schuldzuweisung an Perso-
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nen – ging manchen zu weit  Hans-Werner Sinn, der in den Medien als prominentester 
Ökonom Deutschlands fungierte, grub im Oktober 2008 die stärksten Hämmer aus: „In 
jeder Krise wird nach Schuldigen gesucht, nach Sündenböcken. Auch in der Weltwirtschafts-
krise von 1929 wollte niemand an einen anonymen Systemfehler glauben. Damals hat es in 
Deutschland die Juden getroffen, heute sind es die Manager“ (Tagespiegel vom 27  10  2008) 

Zum zweiten wurde die Finanzkrise mit Analogien zu Krankheit und Naturereignissen 
beschrieben: Die aktuelle Wirtschaft habe Fieber und die Finanzkrise sei wie ein Tsunami 
oder ein Erdbeben hereingebrochen  „Niemand konnte sich vorstellen, dass ein solches Er-
eignis das System weltweit erschüttert: dass Kredite, in Wertpapiere umgewandelt, einen sol-
chen ökonomischen Tsunami auslösen würden, dass die Wellen auch noch den letzten Klein-
sparer in der deutschen Provinz überrollen können. ‚Die Globalisierung der Finanzindustrie 
reicht viel weiter, als viele dachten‘, sagt der Ökonom Burda“ (Spiegel vom 15  12  2008, 
 Michael Burda war dann von 2011 bis 2014 Vorsitzender des Vereins für Sozialpolitik) 

 „Begründungen“ dieser Art entfachen ihre Wirkungen: Sie erklären die Finanzkrise zu 
einer bedauernswerten Ausnahme, die mit der eigentlichen Funktionsweise des Wirt-
schaftssystems wenig zu tun habe  Dadurch wurde die Politik auch nicht aufgefordert, das 
Finanzsystem umfassend neu zu organisieren, damit eine neue Finanzkrise in der Zukunft 
nicht mehr auftreten kann  Gleichzeitig wurde auf diese Weise auch die eigene Wissen-
schaft geschützt, sie sollte durch die Finanzkrise 2008 und die Wirtschaftskrise 2009 nicht 
in Frage gestellt werden  Damit konnte auch der eigene Beitrag zur Entstehung der Krise 
nicht ernsthaft in Augenschein genommen werden  Die meisten ÖkonomInnen hatten 
z B  vor der Finanzkrise 2008 viele Jahre lang mit Erfolg eine Deregulierung des Finanz-
systems gefordert  Gerade die Finanzmärkte, so dachte man, kämen dem idealen Markt, 
wie er in den Lehrbüchern unterrichtet wird, besonders nahe: Hier bilden sich blitzschnell 
Preise, die (wie das wichtigste Modell „des Marktes“ besagt) immer ein Gleichgewicht von 
Angebot und Nachfrage garantieren  Dass bestimmte Finanzmärkte, wie der Interbanken-
markt, der Markt für Repogeschäfte oder Geldmarktfonds 2007 und vor allem im Herbst 
2008 fast zum Erliegen gekommen sind, konnte im Denken „des Marktes“ (Ötsch 2019) 
nicht erahnt, nicht einmal für möglich gehalten werden  Der deutsche Sachverständigen-
rat zum Beispiel hat kontinuierlich über Jahrzehnte Finanzinnovationen positiv beurteilt, 
auch die, die dann direkt die Finanzkrise ausgelöst haben (vgl  Wienert 2009)  Eugen 
Fama, der Begründer der Effizienzmarkthypothese, wurde im Jahre 2010 gefragt, wie er 
sich im Rückblick die Ereignisse im Jahre 2008 erkläre: „Warum hat es eine Kreditblase 
gegeben?“ Seine selbstbewusste Antwort war: „Ich weiß gar nicht, was das bedeutet. […] 
Ich weiß nicht einmal, was Kreditblase bedeutet. Diese Worte sind populär geworden. Ich 
glaube, sie haben überhaupt keine Bedeutung. [… Die Kredite für Hauskäufe, Anm. d. A.] 
waren staatliche Politik, kein Marktversagen. […] Wir wissen nicht, was Rezessionen verur-
sacht haben. […] Wir werden es nie wissen. […] Die Ökonomie ist nicht sehr gut darin, den 
Umschwung in ökonomischen Aktivitäten zu erklären.“ Und auf die Frage: „Sie denken im-
mer noch, dass der Markt insgesamt hoch effizient ist?“, meinte Fama „Ja. Und wenn er es 
nicht ist, dann wird es unmöglich sein, dass zu sagen.“ (Cassidy 2010, eigene Übersetzung)

 „Von wenigen Ausnahmen abgesehen suchen die Ökonomen heute die Schuld ausschließ-
lich bei anderen,“ meinte Gebhard Kirchgässner zur Finanzkrise (Kirchgässner 2009) – 
auch direkt zu medial wirksamen Ökonomen: „So sieht z. B. der ‚Kronberger Kreis‘, ein ein-
flussreiches privates Gremium rechtsliberaler deutscher Wirtschafts- und Rechtsprofessoren, 
in seiner Stellungnahme zur Finanzmarktkrise die Schuld ausschließlich beim Verhalten der 
Bankmanager sowie vor allem bei der Politik. […] Vielleicht hätte man aber vom ‚Kronber-
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ger Kreis‘ erwarten dürfen, dass er früher auf die mit dieser Politik verbundenen Probleme 
aufmerksam gemacht hätte. In all den vielen Stellungnahmen, die dieses Gremium in den 
vergangenen Jahren herausgegeben hat und die regelmäßig ‚mehr Markt‘ in den verschie-
densten gesellschaftlichen Bereichen forderten, findet sich darüber oder auch zum Problem 
einer sinnvolleren Regulierung der Finanzmärkte nichts“ (ebenda: 8f ; vgl  zum Kronberger 
Kreis, seinen Netzwerken und seiner Bedeutung für die Geschichte der Wirtschaftspolitik 
Deutschlands Ötsch u  a  2017) 

Aber auch Kirchgässner bezieht diese Kritik nicht auf die ökonomische Theorie: „Die 
Schuld daran bei den mathematischen Modellen zu suchen, greift aber zu kurz. […] Wenn 
z. B. (wie kürzlich in St. Gallen) das Dach einer erst vor kurzem errichteten Sporthalle ein-
stürzt, wird man untersuchen, wo die Konstruktionsfehler gelegen haben, um ein solches 
Unglück in Zukunft zu vermeiden, aber man wird deshalb nicht das ganze Gebiet der tech-
nischen Statik oder schon gar nicht die gesamte Physik als überholungsbedürftig ansehen. 
Ähnliches sollte auch für die Ökonomie gelten“ (Kirchgässner 2009: 8) 

All das hatte zur Wirkung, dass sich auch in den Lehrbüchern seit 2008 kaum etwas ver-
ändert hat  Als Beispiel verweisen wir auf das Lehrbuch von Mankiw und Taylor  In der 
5  (deutschen) Auflage 2012 wurde ungefähr auf Seite 1000 ein neues Kapitel mit 25 Sei-
ten zur Finanzkrise eingefügt  Helge Peukert (2016: 125f ) bezeichnet das als einen „recht 
vage[n] Rundumschlag hinsichtlich der Ursachen der Finanzkrise“, wie eine „weitgehende 
Deregulierung“, die mit „gesellschaftlichen Veränderungen“ zusammenhing  Es gab „ma-
thematische Zauberei“, „viele hielten den Konjunkturzyklus für überwunden und so wei-
ter.“ Nebulös heißt es dann: „Den unstillbaren Durst nach Krediten auf beiden Seiten des 
Atlantiks sehen viele als Grund der Finanzkrise an“ (Mankiw/Taylor 2012: 1000)  Peukert 
zieht zu diesem Kapitel im Lehrbuch folgendes Resümee: „Zwar werden im Folgenden der 
Subprime-Markt, Verbriefungen, die Bonuskultur, Informationsasymmetrien und so wei-
ter mit deskriptiven Einsprengseln aus dem turbulenten Krisengeschehen erwähnt, aber 
über das Aneinanderreihen von Ereignisschnipseln zum Thema geht es nicht hinaus  Oft 
wird unterstellt, es handele sich um situativ bedingte, verständliche (allzu menschliche) 
Ausrutscher“ (Peukert 2016: 126)  

Krise 2010

Als dritten Befund führen wir die Debatte um die Staatsschulden ab Herbst 2009 an  Sie 
kann als Fortsetzung des Krisendiskurses seit 2008 verstanden werden und basiert auf 
den spezifischen Deutungen der Finanzkrise 2008, die ihr weder eindeutige Ursachen 
zugeordnet noch ein dringliches Handeln von der Politik gefordert haben  Damit konnte 
überraschend schnell eine deutliche Verschiebung im Krisendiskurs stattfinden  Die spär-
liche Debatte der Finanzkrise 2008 als systemischer Krise des Wirtschaftssystems wurde 
damit verdrängt – mehr noch: die Debatte um die Finanzkrise überhaupt wurde in den 
Medien fast zur Gänze beendet  Anstelle der (ungenügend thematisierten) Finanzkrise 
2008 wurden ab Herbst 2009 bzw  Frühling 2010 die „Staatsschulden“ und die „Eurokrise“ 
in den Vordergrund gerückt  Dabei wurde in hohem Maße an den moralischen Diskurs 
ab 2008 angeknüpft  Dies erfolgte nach zwei Richtungen: in Bezug auf das Ausland (vor 
allem Griechenland) – hier hätte es ein moralisches Fehlverhalten von PolitikerInnen ge-
geben, und in Bezug auf das Inland: hier müssten aus moralischen Gründen die Ansprü-
che an den Sozialstaat zurückgeschraubt werden  Das stärkste Bild in diesem Moraldis-
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kurs bildete in Deutschland die „Schwäbische Hausfrau“: „Man hätte“ so Angela Merkel 
am CDU-Parteitag in Stuttgart Anfang Dezember 2008 „hier in Stuttgart, in Baden-Würt-
temberg, einfach nur eine schwäbische Hausfrau fragen sollen. Die hätte uns eine ebenso 
kurze wie richtige Lebensweisheit gesagt: Man kann nicht über seine Verhältnisse leben. Das 
ist der Kern der Krise“ (zit  in: Spiegel vom 1  12  2008) 

Die Finanzkrise 2008 hatte zur Folge, dass das kreditfinanzierte Wachstumsmodell der 
europäischen „Südstaaten“, das in den Jahren vorher für hohe Wachstumsraten gesorgt 
hat, zusammengebrochen ist  Das exportorientierte Modell vor allem von Deutschland 
blieb erhalten  Deutschland wurde in seiner Rolle als Schwergewicht in der EU aufge-
wertet  Dies hatte auch zur Folge, dass der deutsche Moraldiskurs für die gesamte EU 
dominant werden konnte  Anhand der Metapher von der „Schwäbischen Hausfrau“ 
konnte die Moralisierung der Ursachen der Finanzkrise zu einem allgemeinen Narrativ 
des „Über-die-Verhältnisse-Lebens“ umgedeutet und auf die Problematik der gestiegenen 
Staatschulden umgelegt werden (Pühringer 2015)  Auf juristischer Ebene manifestiert sich 
dieser Wandel in den folgenden Jahren in einer Reihe von Gesetzgebungen, die dem Euro-
päischen Semester 2010, dem Euro-Plus-Pakt und dem Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus 2011 und dann insbesondere im Europäischen Fiskalpakt 2012  Die Intention dieser 
Gesetzesreformen zeigt sich eindrücklich an der Festlegung des damaligen EU-Wäh-
rungskommissars Olli Rehn (2010) im Zuge einer Pressekonferenz: „Sanctions should be 
the normal, almost automatic, consequence to be expected by countries in breach of their 
commitments“  Lukas Oberndorfer (2012) beschreibt diese juristischen Schritte einer zu-
nehmenden Austeritätsdoktrin daher auch treffend als „autoritären Konstitutionalismus“ 

Auf diskursiver Ebene wiederum widerspiegelt sich in der Umdeutung von einer Finanz-
krise in eine Staatsschuldenkrise eine Umkehrung von Krisenursachen und Krisenaus-
wirkungen  So wurde in vielen Studien klar festgestellt, dass der Anstieg der Staatsschul-
denquoten in Europa unmittelbar auf die Konjunktur- und Bankenrettungsprogramme 
zurückzuführen ist, die in den Jahren 2008 und 2009 durchgeführt wurden, um die öko-
nomischen Instabilitäten sowie die teilweise dramatischen ökonomischen Auswirkungen 
der Krise, insbesondere auf den Arbeitsmärkten, einzudämmen (etwa Heimberger 2015)  
In der Zuspitzung des „Über-die-Verhältnisse-Lebens“ als Krisenursache bei Angela Mer-
kel sowie im veränderten Framing der Krise als „Schuldenkrise“ werden nun diese erhöh-
ten Staatsschulden problematisiert und als Krisenursachen ausgemacht – und dies meist 
ohne großen öffentlichen Widerspruch  

In dieser Deutung ist es nun nicht mehr möglich, gesamtsystemische Ursachen der Kri-
se zu beleuchten, bzw  die Krisenanfälligkeit des kapitalistischen Wirtschaftssystems als 
Ganzes zu diskutieren  So stellt Hans-Werner Sinn in der ZEIT vom 25  6  2009 fest: „Es 
ist ein systemischer Fehler im Finanzbereich, nicht ein Fehler des kapitalistischen Systems. 
Ein Problem waren die unzureichenden Eigenkapitalvorschriften, die die Manager an der 
Wallstreet zu Glücksrittern gemacht haben. Marktwirtschaft ist ja kein System, wo jeder tun 
und lassen kann, was er will“  Gleichsam geht mit der Verschiebung der Wahrnehmung 
der Krisenursachen auch eine Verschiebung in der Frage des besten Umgangs mit der 
Krise einher  Somit kommt es immer stärker zu einer Fixierung auf die Höhe der Staats-
schulden und zu einer Ausblendung anderer Ursachen der Krise, sowie Missstände im 
Finanzsystem, die mit dem Ausbruch der Finanzkrise offenbar wurden  Dabei wurde im 
politischen und öffentlichen Diskurs dem ökonomischen Narrativ gefolgt, dass Schulden 
per se abzulehnen seien, bzw  es einen absoluten Höchststand der Staatsschuldenquote 
gäbe, der ökonomisch bedrohlich sein könnte  Dieses Narrativ stützte sich auch auf die 
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Arbeiten von Carmen Reinhart und Kenneth Rogoff (2010), die empirisch einen solchen 
Höchststand bei 90 % des BIPs berechneten  Auch wenn drei Jahre später nachgewiesen 
werden konnte, dass dieser Wert auf Datenauswertungsfehler zurückzuführen ist und 
Reinhart und Rogoff ihre Ergebnisse auch zurücknahmen, war die Aussage dennoch eine 
der zentralen Grundlagen für die Austeritätspolitik in Deutschland und Europa – sowohl 
der damalige deutsche Finanzminister Wolfgang Schäuble als auch der Bundesbankpräsi-
dent Jens Weidmann haben sich mehrmals auf diese Studie bezogen  

Zusammenfassend zeigt sich also schon sehr früh, dass es im Zuge der Finanzkrise zwar 
zu einem „keynesianischen Moment“ (Krugman) gekommen sein mag, mit der diskursi-
ven Krisenumdeutung von einer Finanzkrise in eine Staatsschuldenkrise aber die Räume 
für tatsächliche Neuorientierungen innerhalb der ökonomischen Disziplin als auch für 
wirtschafts- und finanzmarktpolitische Reformen zunehmend enger wurden  Der mo-
ralische Frame des „Über-die-Verhältnisse-Lebens“ als Kern der Krise, der schließlich in 
die Schuldenbremse und später den Fiskalpakt auf EU-Ebene mündete, wird dabei noch 
dadurch gestärkt, dass hier explizit an das (erschütterte) Vertrauen zwischen EU-Staa-
ten appelliert wurde  Während Schäuble hier offiziell klarstellt die Solidarität (Deutsch-
lands) könne nur gegen Solidität (der „Krisenländer“) gewährleistet werden, wird ins-
besondere in deutschen Boulevard-Medien das Bild der „faulen Griechen“ bedient  In 
diesem Kontext stellte dann etwa der damalige Bundesbankpräsident Axel Weber in der 
FAZ vom 28  2  2010 fest: „Ein Beistand für Griechenland ist in der Währungsunion nicht 
vorgesehen […] Ich halte solche Hilfen für kontraproduktiv, Griechenland muss den harten 
und steinigen Weg der Konsolidierung selbst gehen.“ Und während Weber hier die politi-
schen Konsequenzen für Griechenland skizziert, betont Otmar Issing, ebenfalls früherer 
Chefvolkswirt bei der Bundesbank und ein zentraler Knotenpunkt deutscher neoliberaler 
Think-Tank-Netzwerke, das moralisch schuldhafte Verhalten, das zur Krise geführt habe: 

„Nicht von ungefähr hat Griechenland, nicht zuletzt dank stark steigender Bezüge im öffentli-
chen Dienst, den Abstand im Lebensstandard zum Durchschnitt der Länder der Währungs-
union oder auch zu Deutschland über die Jahre hinweg erheblich verkürzt. Dieser Aufholpro-
zess war aber im Wesentlichen nicht durch Produktivitätsfortschritte getragen, sondern über 
eine starke Ausweitung der Kredite und der Staatsausgaben erkauft. Zu einem jahrelangen 
Kurs der Austerität, des Sparens und geringeren privaten wie öffentlichen Konsums gibt es 
daher keine Alternative“ (Issing in der FAZ vom 20 2 2010) 

Die Grundintention der Schuldenbremse und der EU-Austeritätspolitiken ist und war 
es den fiskalpolitischen Spielraum für Staaten einzuengen  Jetzt kann wieder – wie 2005 

– ein Versagen der Politik konstatiert werden: „Es fehlten das Tempo und die Klarheit, um 
den Märkten zum richtigen Moment das richtige Signal zu schicken. Politikprozesse in unse-
ren Demokratien sind nicht dafür geeignet, von heute auf morgen Tabus zu brechen oder 
sehr schnell Schocksignale nach draußen zu schicken“ (Henrik Enderlein in der FAZ vom 
20  5  2010)  Der Kreis hat sich geschlossen, der Diskurs kann 2010 nahtlos an den von 
2005 anknüpfen 
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Fazit

Der Vergleich von 2005, 2008 und 2010 zeigt, wie Theorien Wahrnehmungen formen kön-
nen  Wenn „Krise“ kein konzeptioneller Bestandteil der eigenen Theorie ist, dann fehlt die 
Begrifflichkeit, um systemische Krisen des Wirtschaftssystems (unserer Deutung) – wie 
die Finanzkrise 2008, aber auch die ökologische Krise – als solche überhaupt erkennen 
zu können  Dieser Prozess kann als Hypokognition bezeichnet werden (vgl  Graupe 2017: 
87ff )  Hypokognition bedeutet, dass bestimmte Sachverhalte nicht erkannt werden, weil 
die Worte, Begriffe und Konzepte fehlen  Theorien produzieren nicht nur Wissen, son-
dern auch Nichtwissen  Hypokognition geht noch tiefer  Der Begriff meint ein Nichtwis-
sen, dessen sich eine Person nicht bewusst ist  Sie weiß nicht, dass sie nicht weiß – ein 
Nichtwissen über Nichtwissen  Das Glaubenssystem „des Marktes“ (Ötsch 2019) hat sich 
seine eigene Wirklichkeit geschaffen und sich immun zu vielen empirischen Befunden 
gemacht  Angesichts der aktuellen politischen, ökologischen wie ökonomischen Heraus-
forderungen ist eine Neuorientierung des ökonomischen Denkens dringend geboten und 
kann nur mit einer grundlegenden Neugestaltung ökonomischer Bildung einhergehen  
Eine Reihe von Studierendeninitiativen sowie neue Studiengänge und Hochschulen ge-
ben hier Anlass zur Hoffnung 

Literaturverzeichnis

Borchardt, Knut (1993): Wandlungen im Denken über wirtschaftliche Krisen  In: Comparativ 3 (6), 
9–31 

Cassidy, John (2010): Interview von Eugen Fama  In: The New Yorker, 13  1  2010, www newyorker 
com/news/john-cassidy/interview-with-eugene-fama (Stand 2  11  2018)

Debertin, Helene (2012): Krise als Krankheit  Metaphern im Mediendiskurs zur Finanzkrise  In: 
Message Podium 4, 71 

Graupe, Silja (2017): Beeinflussung und Manipulation in der ökonomischen Bildung  Hintergründe 
und Beispiele, FGW-Studie Neues Ökonomisches Denken 05, Düsseldorf 

Heimberger, Philipp (2015): Did Fiscal Consolidation Cause the Double Dip Recession in the Euro 
Area?, ICAE Working Paper Series, 41 

Hirte, Katrin (2013): ÖkonomInnen in der Finanzkrise  Marburg: Metropolis 
INSM (2005): Hamburger Appell der INSM: Wie Deutschland aus Sicht von ÖkonomInnen wieder 

nach vorn kommt, www insm-tagebuch de/2005/09/ (Stand 20  11  2018) 
INSM (2010): Dateien Hamburger Appell, http://archiv insm de/Down loads/PDF_-_Dateien/An-

zeigen/Hamburger_Appell/INSM_Anzeigen strecke_Hamburger_ Appell pdf (Stand 3  12  2010) 
Kirchgässner, Gebhard (2009): Die Krise der Wirtschaft: Auch eine Krise der Wirtschaftswissen-

schaften? Center for Research in Economics, Management and the Arts Working Paper 2009–15 
Mankiw, Gregory N  (2012): Principles of Microeconomics, 7th ed  Stamford, CT: Cengage Learning 
Mankiw, Gregory N /Taylor, Mark P  (2012): Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, 5  Auflage, Stutt-

gart: Schäffer-Poeschel 
Oberndorfer, Lukas (2012): Vom neuen autoritären Konstitutionalismus  In: Kurswechsel 2/2012, 

62–67 
Ötsch, Walter (2019): Mythos Markt  Mythos Neoklassik  Das Elend des Marktfundamentalismus  

Marburg: Metropolis 



Ötsch/Pühringer: Was ist eine Krise? 15

Kurswechsel 4/2018: 7–16 www.kurswechsel.at

Ötsch, Walter/Grözinger, Gerd/Bräutigam, Lars/Beyer, Karl (Hg , 2014): The political economy of 
offshore jurisdictions  Marburg: Metropolis 

Ötsch, Walter Otto/Pühringer, Stephan/Hirte, Katrin (2017): Netzwerke des Marktes  Ordoliberalis-
mus als Politische Ökonomie  Wiesbaden: Springer VS 

Peukert, Helge (2016): Volkswirtschaftslehre als Indoktrination und die (Nicht-)Auswirkungen der 
Finanzkrise  Rezensiertes Buch: Mankiw/Taylor  In: Van Treek, Till/Urban, Janina (Hg ): Wirt-
schaft neu denken  Blinde Flecken der Lehrbuchökonomie, iRights media, 118–127 

Piketty, Thomas (2014): Capital in the twenty-first century  Cambridge, Mass : Harvard Univ  Press 
Pühringer, Stephan (2015): „Harte“ Sanktionen für „budgetpolitische Sünder“: Kritische Diskurs-

analyse der Debatte zum Fiskalpakt in meinungsbildenden österreichischen Qualitätsmedien, 
In: momentum quarterly, 4, 23–41 

Pühringer, Stephan/Egger, Judith (2018): Wie krank ist unser Wirtschaftssystem? Krisen als Krank-
heiten im ökonomischen Diskurs  In: Ötsch, Walter Otto/Graupe, Silja (Hg ): Macht der Bilder  
Macht der Sprache  Neu-Isenburg: Lenz Verlag, 61–84 

Reinhart, Carmen M /Rogoff, Kenneth S  (2010): Growth in a Time of Debt  In: American Econo-
mic Review, 100(2), 573–578 

Wengeler, Martin/Ziem, Alexander (2010): „Wirtschaftskrisen“ im Wandel der Zeit  Eine diskurs-
linguistische Pilotstudie zum Wandel von Argumentationsmustern und Metapherngebrauch  In: 
Achim Landwehr (Hg ): Diskursiver Wandel  Wiesbaden, 335–354 

Wienert, Helmut (2009): Was riet der Rat? Eine kommentierte Zusammenstellung von Aussagen 
des Sachverständigenrats zur Regulierung der Finanzmärkte und zugleich eine Chronik der Ent-
stehung der Krise, Beiträge der Hochschule Pforzheim 133, September 

Zeitungs- und Medienquellen

FAZ (2010, 20 5 ): Die Politik begreift die Zocker nicht  In: FAZ vom 20  5  2010, https://www faz 
net/aktuell/wirtschaft/eurokrise/euro-krise-die-politik-begreift-die-zocker-nicht-1984944 html 
(Stand: 1  12  2018)

FAZ (2010, 28 2 ): Krise in Griechenland  Die Deutschen werden gepiesackt  In: FAZ vom 28 2 2010, 
https://www faz net/aktuell/wirtschaft/eurokrise/krise-in-griechenland-die-deutschen-wer-
den-gepiesackt-1939090 html (Stand: 1  12  2018)

Issing, Othmar (2010, 20 2 ): Die Europäische Währungsunion am Scheideweg  In: FAZ vom 
20 2 2010, https://www faz net/aktuell/wirtschaft/eurokrise/griechenland-die-europaeische-wa-
ehrungsunion-am-scheideweg-1582898 html (Stand: 1 12 2018)

Rehn, Olli (2010): Statement by Commissioner for Economic and Monetary Affairs Olli REHN 
on the endorsement of the „European Semester“ by the EU Council, http://europa eu/rapid/
press-release_MEMO-10-394_en htm (Stand: 1  12  2018)

Salzburger Nachrichten (2008, 18 9 ): Konjunktur: National kann man wenig tun  In: Salzburger 
Nachrichten vom 18  9  2008  Printausgabe 

Spiegel (2008, 1 12): Kanzlerin will sich bei Konjunkturhilfen alle Optionen offenhalten  In: 
Spiegel vom 1  12  2008, http://www spiegel de/politik/deutschland/cdu-parteitag-kanzle-
rin-will-sich-bei-konjunkturhilfen-alle-optionen-offenhalten-a-593703 html (Stand: 1  12  2018)

Spiegel (2008, 15 12 ): Stille im Sturm  In: Spiegel vom 15 12 2008, http://www spiegel de/spiegel/
print/d-62603869 html (Stand: 1  12  2018)

Spiegel (2008, 30 9 ):  Finanzkrise  Der Bankencrash – eine Chance für Deutschland  In: Spiegel 
vom 30  9  2008, http://www spiegel de/wirtschaft/finanzkrise-der-bankencrash-eine-chance-fu-
er-deutschland-a-581198 html (Stand: 1  12  2018)

Spiegel (2009, 23 11): Wahnsinn 2 0  In: Spiegel vom 23  11  2009, http://www spiegel de/spiegel/
print/d-67871661 html (Stand: 1  12  2018)

Spiegel (2009, 8 3 ): „2010 ist ein ganz langsamer Aufschwung möglich“, In: Spiegel vom 8  3  2009, 
http://www spiegel de/wirtschaft/wirtschaftsweiser-schmidt-2010-ist-ein-ganz-langsamer-auf-
schwung-moeglich-a-611746-2 html (Stand: 1  12  2018)



16 Ötsch/ Pühringer: Was ist eine Krise?

www.kurswechsel.at Kurswechsel 4/2018: 7–16

Tagesspiegel (2008, 27 10 ): 1929 traf es die Juden - heute die Manager  In: Tagesspiegel vom 
27  10  2008, https://www tagesspiegel de/wirtschaft/finanzen/hans-werner-sinn-1929-traf-es-die- 
juden-heute-die-manager/1357144 html (Stand: 1  12  2018)

ZEIT (2009, 25 6 ): „Das System war faul“  In: Die ZEIT vom 25  6  2009, https://www zeit de/2009/27/
Streitgespraech-Sinn-Wagenknecht (Stand: 1  12  2018)

ZEIT (2009, 5 10 ): Köhler plädiert für einen starken Staat  In: Die ZEIT vom 5  10  2009, https://www 
zeit de/politik/2009-10/koehler-finanzmarktkrise-dgb (Stand: 1  12  2018)


